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AKTUELL 
Weniger Golfkrieg-Opfer 

London (spk) Im Golfkrieg sollen 
nach jüngsten amerikanischen 
Schätzungen 8000 bis 15 000 iraki­
sche Soldaten umgekommen sein 
und nicht 100 000, wie ursprünglich 
angenommen worden war. Wie der 
britische «Independent» am Mitt­
woch berichtete, wurden die neuen 
Zahlen nach der Befragung von Ge­
fangenen und von Offizieren der 
amerikanischen Luftwaffe zusam­
mengestellt. Die irkaische Armee 
zähle jetzt 400 000 Mann und über 
3000 Panzer. 

Bewährungsstrafen 
Berlin (spk) Im zweiten Prozess 

um die Todesschüsse an der Berli­
ner  Mauer sind am Mittwoch vor 
einem Gericht in Berlin die ehema­
ligen Grenzsoldaten Udo Walther 
(27) und Uwe Hapke (30) zu Be­
währungsstrafen wegen Totschlags 
verurteilt worden. Walther wurde 
zu 18 Monaten Jugendstrafe - we­
gen seines damaligen Alters - verur­
teilt. De r  Mitangeklagte Hapke er­
hielt ein Jahr und neun Monate 
Haft. 

«Bei den Integrationsmodellen möglichst lange offenbleiben» 
Regierungschef Hans Brunhart ist mit  seiner EWR-Politik in das Schussfeld der Kritik geraten -Auseinandersetzung mit «Modell Kieber» 

(G. M.)  - «Bei dieser nun einmal einge­
tretenen Entwicklung muss unsere Regie­
rung, wenn sie keine Vogel-Strauss-Poli-
tik betreiben will, ihre Integrationspolitik 
unverzüglich auf den Tag ausrichten, an 
dem neben den anderen EFTA-Staaten 
auch unser Zollvertragspartner Schweiz 
den EG-Beitritt vollziehen wird.» Mit 
diesen Worten forderte vor kurzem alt 
Regierungschef Dr. Walter Kieber eine 
Abwendung der Regierung vom bisheri­
gen EWR-Kurs und das Beschreiten 
eines neuen integrationspolitischen We­
ges. Regierungschef Hans Brunhart hielt 
dagegen am Pressegespräch fest, wie 
schon kurz in unserer gestrigen Ausgabe 
berichtet, dass sich die Regierung vorerst 
möglichst viele Optionen offenhalten 
möchte, derzeit aber ihren EWR-Kurs 
weiterverfolgen werde. 

Mit der griffigen Formel «Integration 
soweit wie nötig», nicht «Integration so­
weit wie möglich» hatte Dr.  Walter Kie­
ber den Abschluss eines dreiseitigen Ab­
kommens Liechtenstein-Schweiz-EG ge­
fordert. Das Ziel dieses Abkommens 
muss nach seiner Ansicht der «freie Wa­
renverkehr» und der «Zugang zum Bin­
nenmarkt» sein: «EWR-Recht käme in 

Liechtenstein zur Anwendung, insoweit 
es von der Zollvertragsmaterie und vom 
Vertretungsrecht der Schweiz gemäss 
Zollvertrag erfasst ist, und wo Liechten­
stein zur Herstellung einer einheitlichen 
Marktordnung verpflichtet wäre, sein 
Recht mit dem EG-Recht zu harmonisie­
ren (Wettbewerbsrecht, Abbau staat­
licher Beihilfen, Produktehaftpflicht, Im­
materialgüterrecht) .» ' 
Verhältnis zur EG bilateral regeln 

Der Vorschlag Kieber trägt nach sei­
nen eigenen Angaben den Charakter 
einer Übergangslösung, «die nur so lange 
gilt, bis die Schweiz von der EWR-Mit-
gliedschaft auf die EG-Vollmitgliedschaft 
umsteigt.» Mit dieser Lösungsvariante 
würde sich Liechtenstein auch nichts ver­
geben und nichts präjudizieren, meint 
Dr. Walter Kieber, sondern die Möglich­
keit geben, die verbleibende Zeit zu nut­
zen, um «einen eigenen Weg zu suchen. 

Politik der siebziger Jahre? 
Auf diese Vorschläge von alt Regie­

rungschef Dr. Walter Kieber erklärte Re­
gierungschef Hans Brunhart am Presse­
gespräch, dass diese Vorschläge von den 
Gegebenheiten der siebziger Jahre aus­

gingen, ohne zu berücksichtigen, dass 
sich in der Zwischenzeit die integrations­
politischen Voraussetzungen entschei­
dend verändert hätten. Ein bilaterales 
Verhältnis zwischen Liechtenstein und 
E G  schloss Regierungschef Brunhart 
nicht aus, sofern der EWR-Vertrag nicht 
zustandekomme. Ein solch zweiseitiges 
Abkommen, unterstrich der Regierungs­
chef, sei schon seit Jahren eine Modellva-
riante für die Regierung - aber derzeit 
eben nicht akuteil. 

Modell nicht tragfähig? 
Eine vollständig andere Auffassung 

vertrat Regierungschef Hans Brunhart 
gegenüber dem von Dr. Walter Kieber 
ins Gespräch gebrachten Modell, wonach 
Liechtenstein über den Zollvertrag mit 
der  Schweiz in die E G  gelangen könnte. 
Dieses Modell ist nach seinen Worten 
«politisch falsch und nicht tragfähig». 

Doch auch darüber könne und müsse 
man sich eingehend auseinandersetzen, 
meinte der Regierungschef, der  im Rah­
men dieses Gesprächs ausdrücklich be­
tont hatte, dass der EWR-Beitritt Liech­
tensteins für die Regierung eine zu verfol­
gende Lösung darstelle. Sofern der 

Regierung für Rheinkraftwerke 
Regierungsrat Rene Ritter sieht Energiefrage im Vordergrund 

(G. M.) - Die geplanten, aber in vielen 
Kreisen der Bevölkerung auch umstritte­
nen Rheinkraftwerke werden aus ver­
schiedenen Perspektiven begutachtet und 
kommentiert. Am Pressegespräch sprach 
sich Regierungsrat Rene Ritter für den 
Bau des Projektes aus, betonte aber 
gleichzeitig, dass die noch offenen Fragen 
geklärt werden müssten. Regierungschef-
Stellvertreter Dr. Herbert Wille ergänzte 
dazu, dass auch die ökologische Seite in 
den Vordergrund gerückt werden müsse, 
um aufgrund dieser Begutachtung mög­
licherweise zu einem Nein zu gelangen. 

Die Antwort von Regierungsrat Ritter 
ging vom Aspekt der Energieversorgung 
Liechtensteins durch die geplanten 
Rheinkraftwerke aus. E r  unterstrich, 
dass nach den vorgegebenen Berechnun­
gen des Studienkonsortiums das Fürsten­
tum Liechtenstein übers Jahr gesehen 
von ausländischen Stromzulieferungen 
unabhängig würde. Diese Autarkie im 
Energiebereich, die aufgrund der  unter­
schiedlichen Wasserführung des Rheins 
natürlich nicht Monat für Monat auf­
rechterhalten werden kann, sondern in 
wasserreichen Monaten zu Überschuss­
mengen und Exporten führt, während in 
der wasserärmeren Zeit ein Zukauf über 
ein Verbundnetz stattfinden muss, bildet 
die Grundlage für das Interesse des Ener­
gie- und Wirtschaftsressorts an diesem 
Projekt. 

Wie Regierungsrat Rene Ritter weiter 
erklärte, müssen auch Wirtschaftlich­
keitsberechnungen angestellt werden, die 
eine lange Betreibungsdauer der Rhein­
kraftwerke in Betracht ziehen müssten. 

Die Wirtschaftslichkeitsberechnungen 
müssten sich über die gesamte Konzes­
sionsdauer von 80 Jahren hindurchzie­
hen, bemerkte e r  und wies in diesem 
Zusammenhang auf die Lebensdauer 
oder Betriebsdauer eines Kernkraftwerks 
hin, das auch in dieser Grössenordnung 
liege. In einem Zeitraum von acht Jahr­
zehnten, meinte Regierungsrat Ritter,  
würde viele Wasser den Rhein hinunter-
fliessen, das für die Herstellung von elek­
trischer Energie verwendet werden 
könnte. 

Allerdings gilt es auch nach seinen 
Worten die noch offenen Fragen zu lö­
sen, die bereits jetzt vorhanden sind oder 
die im Verlaufe der erneuten Auflage des 
Projektes noch auftauchen werden. 

Problem der Feuerungsanlagen 
Vernehmlassung über Luftreinhalteverordnung ist abgeschlossen 

(G.M.) - Die Luftreinhalteverord­
nung, die im Detail die Vorschriften des 
Luftreinhaltegesetzes festlegt, wird dem­
nächst erscheinen. Dies erklärte Regie­
rungschef-Stellvertreter Dr. rHerbert Wil­
le am Pressegespräch, nachdem die 
schweizerische Luftreinhalteverordnung 
auf den 1. Februar in Kraft getreten ist. 
Probleme ergeben sich derzeit noch 
durch die Feuerungsanlagen. 

Der  Entwurf für die Luftreinhaltever­
ordnung lag nach Angaben von Regie­
rungschef-Stellvertreter Dr. Herbert Wil­
le bereits Mitte 1991 der Regierung vor, 
doch mit der  Herausgabe war noch zuge­
wartet worden, um die liechtensteini­
schen Bestimmungen mit den schweizeri­
schen Richtlinien koordinieren zu kön­
nen. Inzwischen ist nach seinen Worten 
auch die Vernehmlassung abgeschlossen. 

Die liechtensteinische Luftreinhalte­
verordnung weist einige Änderungen ge­
genüber dem schweizerischen Vorbild 
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ten Ämter sind derzeit an der Arbeit, um 
die aufgetauchten Probleme zu lösen, er­
klärte Regierungschef-Stellvertreter Wil­
le und wies insbesondere auf das Problem 
der Feuerungsanlagen hin. In diesem Be­
reich hat sich nach seinen Worten ein 
Gegensatz zwischen den Bestimmungen 
des Abfallgesetzes sowie dem Luftrein-
haltegesetz ergeben. 

Konkret geht es vor allem um die Ver­
brennung von Restholz aus Schreinerei­
en. Weil der Aspekt der wirtschaftlichen 
Tragbarkeit in der Luftreinhalteverord­
nung enthalten ist, muss nun geprüft wer­
den, ob auch künftig Restholz verbrannt 
werden darf oder nicht. In der Schweiz ist 
die Verbrennung von Restholz in Schrei­
nereien oder Holzbetrieben nicht verbo­
ten, womit sich nun die Frage stelle, ob 
Liechtenstein hier einen eigenen Weg ge­
hen oder sich an die Schweiz anpassen 
soll. 

Umleitung des Rheins für eine Brückensanierung 
Bauarbeiten an den Brückenpfeilern der Holzbrücke Vaduz - Sevelen bei niedrigem Wasserstand des Rheins 

EWR-Vertrag nicht zustandekommt, 
worauf derzeit verschiedene Anzeichen 
hindeuten, würde diese Modellvariante 
allerdings wieder zur Diskussion stehen. 
Integration nur über Zollvertrag? 

Eine Integration nur  über den Zollver­
trag, wie dies Kieber vorschlage, ist für 
Regierungschef Brunhart eine theoreti­
sche Möglichkeit. Vor allem für den 
Dienstleistungs- und Treuhandsektor wä­
re  diese Lösung eine ideale Variante, 
meinte er, doch unterscheide sich die 
heutige Situation vom Freihandelsab­
kommen 1973, weil heute ein anderes 
Verständnis vorliege und zudem der Bin­
nenmarkt zur Diskussion stehe. Die Re­
gierung verfolgt nach den Worten des 
Regierungschefs die* Zielsetzung, die of­
fene Grenze zur Schweiz als Zollvertrags­
partner offenzuhalten, gleichzeitig aber 
auch einen Weg der Integration zu su­
chen. Im Vordergrund stehe auch die Er­
haltung Liechtensteins als souveränen 
Staat. Als falsch bezeichnete Regierungs­
chef Brunhart die Auffassung, sich vor­
läufig auf ein einziges Modell festzulegen. 
In der jetzigen Situation gelte es, unter­
strich Brunhart, möglichst lange offen zu 
bleiben. 

Region-Verkehrsverbund 
mit Liechtenstein? 
In der Region Vorarlberg und St.Galler 
Rheintal wird die Bildung eines Ver­
kehrsverbundes erprobt, wobei als Weg­
strecke auch die Bus- oder Eisenbahnli­
nie bis Schaan miteinbezogen ist. Wie 
steht es mit dem Einbezug Liechtensteins 
in diesen Verkehrsverbund generell? 

Regierungsrat Wilfried Büchel erklärte 
am Pressegespräch vom Dienstag, dass 
dieser Versuch mit der  Regierung noch 
nicht offiziell abgesprochen sei. Ferner 
führte e r  aus, dass das Ressort Verkehr 
bereits entsprechende Vorgespräche mit 
den zuständigen Stellen in Vorarlberg 
und im Kanton St. Gallen geführt habe, 
um allenfalls auch das Fürstentum Liech­
tenstein in diesen Verkehrsverbund auf­
nehmen zu können. 

Grundsätzlich besteht nach Auskunft 
von Regierungsrat Wilfried Büchel die 
Bereitschaft der  Regierung, in dieser 
Richtung eine Zusammenarbeit mit den 
Nachbarn anzustreben. Ein Verkehrsver­
bund wäre zweifellos auch eine weitere 
Möglichkeit, um die öffentlichen Ver­
kehrsmittel in der  Region attraktiver ge­
genüber dem privaten Motorfahrzeugver­
kehr zu machen. Allerdings stehen einer 
Verwirklichung des Verkehrsverbundes 
über die Grenzen hinweg vorerst noch 
einige Probleme gegenüber, die in Ge­
sprächen mit dem Kanton St.Gallen und 
dem Bundesland Vorarlberg geklärt wer­
den müssen. Dazu zählt nach Angaben 
von Regierungsrat Büchel das unter­
schiedliche Tarif-System und der Abrech­
nungsmodus in diesem «Drei-Länder-
Eck» sowie die Erfassung der Fahrgäste, 
die über ein Jahresabonnement verfügen. 

Regierungsrat Wilfried Büchel beton­
te, dass e r  als Vorsteher des Ressorts 
Verkehr diesen Verkehrsverbund weiter­
verfolgen werde. 

Die Zukunf t  planen, ohne sie zu verbauen. 

Derzeit finden Renovationsarbeiten an den Brückenpfeilern der Holzbrücke Vaduz - Sevelen statt, die sich a u f  der liechtensteini­
schen Seite befinden. Um die Bauarbeiten möglichst ungehindert ausführen zu können, wurde der Rhein durch die Aufschüttung 
eines kleinen Dammes umgeleitet. Diese Umleitung wird erleichtert durch den niedrigen Wasserstand des Gewässers. 

(Bild: Roland Korner) 
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